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Liebe Leser*innen,

nein, die Demokratie ist keine Selbstver­
ständlichkeit. 90 Jahre nach der Macht­
übertragung an die Nationalsozialisten 
sollte uns klar sein: es braucht die aktive 
Zivilgesellschaft, um einen demokrati­
schen Konsens und die offene Gesell­
schaft zu erhalten. Nicht nur in den USA, 
sondern auch innerhalb unserer Landes­
kirche müssen wir die Attraktion des ex­
trem Rechten feststellen. Es braucht da­
her Stimmen aus der Kirche und der 
Theologie, die sich mit klarer Kante posi­
tionieren. Die große Denkerin und Theo­
login Dorothee Sölle muss auch in die­
sem Kontext neu in Erinnerung gerufen 
werden. 

Wir berichten in dieser Ausgabe der 
anstöße in unseren neuen Rubriken zu 
folgenden Themen: Die Landessynode 
hat auf Initiative der OK ein kirchliches 
Klimaschutzgesetz beschlossen, nun 
strengt die OK eine Verfassungsreform 
an: hin zu einer demokratischeren Kir­
che. Da wir noch lange nicht von Gleich­
stellung von queeren Personen in der 
Landeskirche sprechen können, werden 
wir nun in jeder Ausgabe zeigen: das Le­
ben ist (auch in der Kirche) bunter als 
manche anerkennen mögen.  

Ich wünsche anregende Lektüre!

Miriam Bauer 
Co-Vorsitzende der Offenen Kirche

Drei realisierte oder geplante Angriffe auf 
Demokratien. Das Feindbild „Demokratie“ 
ist  das einigende Band unterschiedlich moti­
vierter Gruppen, von Reichsbürgern über 
Impfgegner und Coronaleugner bis zu christ­
lichen Fundamentalisten und Anhängern 
von Verschwörungsmythen. Feind ist der an­
geblich totale Überwachungsstaat bzw. die 
politischen Verantwortlichen, die die christ­
liche Zivilisation und Deutschland dem Un­
tergang zuführen. Die öffentliche Auseinan­
dersetzung wird gemieden oder abgelehnt. 
In Chaträumen, dem Darknet oder geschlos­
senen Denkschulen bleiben die Demokratie­
feinde unter sich. Die öffentliche Streitkul­
tur, ein Wesensmerkmal der Demokratie, 
wird unterlaufen oder umgangen. Die Theo­
login und Autorin Dorothee Sölle beobachte­
te schon Mitte der 1980er-Jahre in solchen 
Gruppierungen, die eine christlich begrün­
dete ablehnende Haltung gegenüber der De­
mokratie vertreten, eine „christofaschisti­
sche Religiosität“, in der „Nationalismus, 
Militarismus und Familienideologie“ „mit 
dem Christentum legiert“ war. Dorothee 

Sölle selbst war eine wortgewaltige Vertrete­
rin einer öffentlichen demokratischen Streit­
kultur. Vor zwanzig Jahren ist sie am 27. Ap­
ril 2003 in Bad Boll verstorben.

Ihr Engagement galt der Überwindung ei­
nes autoritären patriarchal-nationalisti­
schen Welt- und Gottesbild. Ein allmächti­
ger „schlagender, züchtigender“ Gott, „den 
sich die Mächtigen“ wünschen, war für die 
gläubige Aktivistin obsolet bzw. „tot“.

Sie orientierte sich am „Men­
schen-für-andere“, der „bei den Machtlo­
sen, den Leidenden und Hiesigen“, für Ge­
rechtigkeit kämpft. In einem Credo 
bekannte sie 1969: „Ich glaube an Jesus 
Christus, der an der Veränderung aller Zu­
stände arbeitete und daran zugrunde 
ging“, aber „nicht umsonst gestorben ist“, 
sondern dafür, dass „wir seine Revolution 
weitertreiben auf sein Reich hin“.

Im „Weitertreiben“ der Veränderung 
sah sie die „kollektive Verantwortlichkeit“ 
ihres eigenen Volkes und die Aufgabe der 
Kirche. Die konnte für sie daher entweder 

nur das „Grab Gottes oder Zelle des Wider­
stands“ sein und bei bestimmten Fragen 
nur im „unüberbrückbaren Konflikt zur 
Gesellschaft“ stehen.

Die Freundin der Mystik verkörperte 
einen „anderen, diskussionswilligen, par­
teilichen und demokratischen Protestantis­
mus“. Umso gefragter war sie international 
und auf Kirchentagen als engagierte Be­
freiungstheologin für den Kontext der so­
genannten „ersten“ Welt.

Ihre scharfe Kritik an der kapitalismusbe­
dingten Ungerechtigkeit, am Skandal des 
Rassismus schloss die Kritik an den reichen 
christlichen Kirchen mit ein. Die deutsche 
Kirchenleitung erklärte sie zur „persona 
non grata“ und versuchte zu verhindern, 
dass sie als Rednerin auf der Versammlung 
des ÖRK 1983 in Vancouver auftrat. Die 
Lehrbefugnis war ihr bereits Jahre zuvor 
vorenthalten worden. Dorothee Sölle ver­
stand sich als Anwältin der Menschen, „die 
selbst nicht sprechen und sich selbst nicht 
durchsetzen können“ und lebte nach der 
Überzeugung, dass „Christen die Partei der 
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6. Januar 2021: Das Kapitol in Washington 
wird gestürmt.
7. Dezember 2022: Die Öffentlichkeit erfährt, 
dass eine Gruppe Reichsbürger und Querdenker 
planten, das Reichstagsgebäude zu stürmen und 
die Regierung abzusetzen.
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Dorothee Sölle beim  
Kirchentag 1999 in Stuttgart.
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JENS JUNGINGER
Ich bin Pfarrer Jens Junginger. 
In jungen Jahren habe ich die 
Gründungszeit der OK miter-
lebt. Ich war acht Jahre 
KDA-Prälaturpfarrer und an 
der Akademie Bad Boll. Zur 
Zeit bin ich geschäftsführen-
der Pfarrer in Sindelfingen. 

kleinen Leute ergreifen“ müssten, wie ihre 
beste Freundin Luise Schottroff über sie 
sagte.

 
Die außergewöhnliche „Sprachmeisterin“ 
(Fulbert Steffensky) war in Süd und Nord 
unterwegs und setzte sich für einen offe­
nen, tabulosen Umgang mit dem menschli­
chen „Leiden“ (1975) ein. Dieses Leiden galt 
es für sie in Mitleidenschaft (Compassion) 
anzunehmen, um es mit einer im Glauben 
begründeten „Dennoch“-Haltung zu über­
winden, die sie selbst manchmal bis zur 
Selbst-„Hingabe“ trieb. Dorothee Sölle hat 
„gekämpft, gearbeitet, diskutiert, demonst­
riert, sich eingemischt, den Mund nicht ge­
halten…“. Aber sie hat auch Klavier ge­
spielt, im Kirchenchor gesungen, mit den 
Enkeln gespielt, Gedichte gelesen, gebetet 
und Gottesdienste besucht.

Widersprüchlichkeit - das machte sie 
aus: „Mystik und Widerstand“. Sie dürstete 
immer nach mehr und nahm für sich das 
Recht in Anspruch, eine andere zu werden. 
Damit verkörperte sie eine echte demokra­
tische Grundhaltung. Ihre politisch-theolo­
gische Existenz bestand im zivilgesell­
schaftlichen Protest und im engagierten 
öffentlichen Streit. Wie ihre Biografin Re­
nate Wind schrieb, hörte sie nie auf, davon 
zu träumen, „dass die Welt vielleicht doch 
noch in Ordnung kommen könnte…und der 
biblische Schalom Wirklichkeit würde, in 
dem sich Gerechtigkeit und Frieden für 
immer vereinen“.

Jens Junginger
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MARINA WALZ-HILDENBRAND
ist Mitglied der Offenen Kirche und 15. 
Landessynode. Sie arbeitet als Rechtsan-
wältin in Stuttgart, ist als Familien- und 
Opferanwältin, als Vertrauensanwältin 
im Bereich Migration des Diakonischen 
Werks Württemberg e.V. und beratend 
für TERRE DES FEMMES - Menschen-
rechte für die Frau e. V. tätig. 

DIE VERFASSUNG DER 
WÜRTTEMBERGISCHEN  

LANDESKIRCHE -  
ZEITGEMÄSS ODER  

REFORMBEDÜRFTIG?

KIRC H E UN D D EMO KR ATIE

Bis zum Ende des Ersten Weltkriegs war 
König Wilhelm II. Oberhaupt der evange­
lischen Kirche von Württemberg. Nach 
dessen Verzicht auf die Krone und Rück­
tritt als Oberhaupt der evangelischen 
Kirche wurde eine Neuordnung der Lan­
deskirche notwendig. Am 24. Juni 1920 
wurde die Kirchenverfassung der würt­
tembergischen Landeskirche verkündet.

Die württembergische Kirchenverfas­
sung sieht als oberstes Organ der Landes­
kirche eine Landessynode vor und als 
oberste Verwaltungsbehörde einen Ober­
kirchenrat. Die Leitung der Landeskirche 
und ihrer Vertretung nach außen oblag 
zunächst einem Kirchenpräsidenten, seit 
1933 einer Landesbischöfin / einem Lan­
desbischof, die auf Lebenszeit gewählt 
wurden. Der Kirchenpräsident hatte den 
Vorsitz im Oberkirchenrat, über wichtige 
Personalfragen sollte er in einem dreiköp­
figen Landeskirchenausschuss befinden. 
Im Laufe der Jahrzehnte gab es ca. 30 Än­
derungen, unter anderem wurde 2006 die 
Amtszeitbegrenzung der Landesbischö­
fin/   des Landesbischofs und der Mitglieder 
des Oberkirchenrats eingeführt. In ihrem 
Kern bestimmt diese Kirchenverfassung 
von 1920 bis heute die rechtliche Gestalt 
der württembergischen Landeskirche.

Die rechtliche Organisation evange­
lischer Landeskirchen zeigt ein vielge­
staltiges Bild. Die Elemente synodaler, 
konsistorialer und episkopaler Kirchen­
leitung sind dabei unterschiedlich ge­
wichtet und einander zugeordnet.

Die württembergische Kirchenverfas­
sung ist episkopal-konsistorial ausgerich­

tet. Das „Gegenüber“ von Kirchenleitung 
und Landessynode ist charakteristisch.

Die Bischöfin / der Bischof haben eine 
hervorgehobene Stellung, ihnen steht die 
oberste Leitung der Landeskirche zu. De­
ren weitgehende Unabhängigkeit von der 
Landesynode wird verfassungsrechtlich 
abgesichert, u.a. wird die Landessynode 
durch die Bischöfin / den Bischof einberu­
fen, vertagt und geschlossen und kann von 
diesen aufgelöst werden. Es besteht das 
bischöfliche Recht zum Veto gegen Syno­
dalbeschlüsse mit der Konsequenz, dass 
Entscheidungen und Gesetze der Landes­
synode nur umgesetzt werden können, 
wenn sie nach einem Jahr erneut von der 
Landessynode beschlossen werden.

Die Bischöfin / der Bischof führt den 
Vorsitz im Landeskirchenausschuss, die­
ser beschließt über die Ernennung der 
Prälat*innen und der übrigen Mitglieder 
des Oberkirchenrats. Auch gegen Be­
schlüsse des Landeskirchenausschusses 
besteht ein bischöfliches Vetorecht. Für 
einen erneuten Beschluss ist jeweils eine 
Zweidrittelmehrheit erforderlich.

Der Oberkirchenrat ist nur verpflich­
tet von der Landessynode beschlossene 
Gesetze umzusetzen, nicht einfache Be­
schlüsse, selbst wenn diese mit großer 
Mehrheit beschlossen wurden.

Des Weiteren spiegelt die württem­
bergische Verfassung die Lebenswirklich­
keit der Landeskirche nicht umfassend 
wider. Kirchengemeinden sind nicht Teil 
der Verfassung, deren Aufgaben und Be­
fugnisse sind in der Kirchengemeindeord­
nung geregelt. Diese haben damit nicht 

die gleiche Wertigkeit als Verfassungsorgan. 
Auch Gesprächskreise sind nicht in der Ver­
fassung verankert, obwohl diese die Landes­
synodalen bei den Direktwahlen und ihrer 
Arbeit in der Landessynode unterstützen.

Die Offene Kirche setzt sich für eine 
zeitgemäße Kirchenverfassung ein, die 
gleichzeitig demokratische und christliche 
Werte aufnimmt und umsetzt. Dazu haben 
die Landessynodalen der Offenen Kirche 
zwölf Änderungsanträge in die Landessyn­
ode eingebracht.

In der Württembergischen Kirchenver­
fassung werden nur die Aufgaben und Be­
fugnisse der einzelnen Organe beschrieben, 
es gibt keine Regelung zum Zusammenwir­
ken der Organe und deren Stellung zuein­
ander. Die Kirchenverfassung soll daher 
durch eine Regelung ergänzt werden, dass 
die Leitung der Landeskirche durch alle Or­
gane auf allen Ebenen in geistlicher und 
rechtlicher Einheit und im Zusammenwir­
ken erfolgt und kein Amt über dem anderen 
steht oder über dieses bestimmen kann:

§ 2 a Die Leitung der Evangelischen Landes­
kirche in Württemberg geschieht auf allen ih­
ren Ebenen geistlich und rechtlich in Einheit. 
Ihre Organe wirken im Dienste der Leitung 
zusammen. Die verschiedenen Ämter in der 
Kirche begründen keine Herrschaft der einen 
über die anderen, sondern haben teil an dem 
der ganzen Kirche anvertrauten Dienst.

Diese Formulierung ist aus der badischen 
Kirchenverfassung entnommen und ist der 
Leitsatz für alle weiteren Anträge zur Ver­
fassungsänderung.

Weitere beantragte Änderungen sind:

 » �Kirchengemeinden und ihre Aufgaben 
werden entsprechend der Regelung in der 
Kirchengemeindeordnung in der Verfas­
sung verankert.

 » �Die konstituierende Sitzung der Landessy­
node wird weiterhin durch die Landesbi­
schöfin / den Landesbischof einberufen, 
sobald ein/e Synodalpräsident*in gewählt 
wurde, soll die Vertagung, Einberufung 
und Schließung in deren / dessen Händen 
liegen. Der Geschäftsführende Ausschuss 
der Landessynode oder ein Drittel der Sy­
nodalen oder die Landesbischöfin / der 
Landesbischof können darüber hinaus 
eine Einberufung verlangen.

 » �Nicht nur Gesetze, sondern auch Beschlüs­
se der Landessynode müssen vom Ober­
kirchenrat zeitnah umgesetzt werden.

 » �Die Landesbischöfin / der Landesbischof 
ist weiterhin berechtigt, gegen ein von der 
Landessynode beschlossenes Gesetz, des­
sen Inhalt sie / er nicht zuzustimmen ver­
mag, Einspruch zu erheben, eine nochma­
lige Behandlung und Abstimmung muss 
jedoch bereits in der nächsten Tagung der 
Landessynode erfolgen.

 » �Die Ernennung der Prälat*innen be­
schließt weiterhin der Landeskirchenaus­
schuss; Oberkirchenrät*innen werden je­
doch von der Landessynode gewählt, die 
Amtszeit wird begrenzt auf 7 Jahre, eine 
Wiederwahl ist zulässig. Der Landeskir­
chenausschuss schlägt der Landessynode 
geeignete Bewerber*innen zur Wahl vor.

 » �Das Vetorecht der Landesbischöfin / des 
Landesbischofs im Landeskirchenaus­
schuss wird gestrichen. Anträge oder Stel­
lungnahmen des Oberkirchenrats müssen 
dem Landeskirchenausschuss schriftlich 
vorgelegt werden.

 » �Das Recht der Landessynodalen sich zu Ge­
sprächskreisen zusammenzuschließen 
wird in der Kirchenverfassung aufgenom­
men. Ergänzend soll die kirchliche Wahl­
ordnung geändert werden, dass für Bewer­
ber*innen ein Wahlvorschlag für 
Ersatzbewerber*innen eingereicht werden 
kann. Treten Gewählte nicht in die Landes­
synode ein oder scheiden vor Ablauf ihrer 

Amtszeit aus, treten an deren Stelle die Er­
satzbewerber*innen. Wenn kein Wahlvor­
schlag für Ersatzbewerber*innen einge­
reicht wurde, treten wie bisher die nicht 
gewählten Bewerber*innen aus dem Kir­
chenbezirk an deren Stelle, die die nächst­
höhere Stimmenzahl erreicht haben.

 » �Die Landessynode wird berechtigt sich 
mittels eines Zwei-Drittel-Mehrheitsbe­
schlusses selbst aufzulösen. Für die Wirk­
samkeit der Auflösung bedarf es der Zu­
stimmung der Landesbischöfin / des 
Landesbischofs.

 » �Die Landessynode wird berechtigt durch 
Beschluss und ist auf Antrag eines Viertels 
ihrer Mitglieder verpflichtet, einen Unter­
suchungsausschuss einzusetzen.

 » �Ein kirchliches Verfassungsgericht wird 
eingeführt.

In der Frühjahrssynode 2023 wird sich die 
Landessynode auf einem Themenhalbtag 
unter dem Titel "Kirche in guter Verfas­
sung?" mit der württembergischen Kir­
chenverfassung beschäftigen.

Marina Walz-Hildenbrand

T IT E LT H EMA

Herbsttagung der Landessynode 2022. 
Die Synode berät auch über Änderungen 
der Kirchenverfassung.
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Sie sind Geschäftsführer des Bayerischen 
Bündnis für Toleranz – Demokratie und 
Menschenwürde schützen. Was sind die 
Ziele von diesem Bündnis?
Wir möchten ein möglichst breites Netz­
werk im staatlichen, zivilgesellschaftlichen 
und religiösen Bereich bilden, um Rechts­
extremismus, Antisemitismus und Rassis­
mus entgegenzutreten. Rechts außen soll 
keinen Fuß in institutionelle Strukturen 
bekommen, egal ob im Schützenverband, 
bei der Polizei oder in Ministerien. Seit 
2015 versuchen Akteur*innen von rechts 
außen genau das.

Das Bündnis wurde schon 2005 nach ei-
nem vereitelten Bombenanschlag auf den 
Grundstein der Münchner Synagoge ge-
gründet. Haben Rechtspopulismus und 
-extremismus seitdem zugenommen? 
Wird das Problem in der (medialen) Öf-
fentlichkeit eher über- oder unterschätzt?
Das ist eine schwierige Frage. Ich bin ein op­
timistischer Mensch und im langfristigen 
Trend sehe ich trotz allem, dass Demokratie 
sich immer mehr manifestiert und extrem 

rechte Einstellungen zurückgehen. Aller­
dings gibt es im rechten Spektrum nun mehr 
Ausdifferenzierung und ein zunehmend ge­
schickteres Agieren, insbesondere mit Medi­
en und Internet, wie z.B. Twitter, sowie neue 
Institutionalformen, die den Brückenschlag 
zur Mitte der Gesellschaft versuchen und es 
schaffen, auch die Vereinzelten zu organisie­
ren. Aber man muss es differenziert be­
trachten: Die steigende Zahl antisemitischer 
Vorfälle z.B. hängt auch damit zusammen, 
dass Wachsamkeit und Sensibilität gestiegen 
sind und Strukturen der Meldemöglichkeit 
geschaffen worden sind. Es gehört zur Mär 

von rechts außen, den Schrecken einzuja­
gen, dass sie immer mehr werden.

Welche Chancen sehen Sie in kirchli-
chem Engagement gegen rechts, sei es in 
den Sozialen Medien oder im analogen 
Raum?
Social Media halte ich für den denkbar un­
günstigsten Ort für solche Auseinanderset­
zungen; denn der Hassenergie, die dort or­
chestriert wird, kann wenig Differenziertes 
entgegengesetzt werden.

Die Chancen der Kirchen sind aber 
groß. Zunächst einmal gilt hier wie überall 
der Leitspruch unseres Bündnisses: Wir 
sind erst dann Teil der Lösung, wenn wir 
erkennen, dass wir Teil des Problems sind. 
Die ganze Debatte muss also demütig und 
selbstreflektiert geführt werden; moralisch 
oder besserwisserisch zu belehren, ist die 
größte Falle. Ganz im Sinne der Bergpre­
digt müssen wir zuerst den Splitter im eige­
nen Auge sehen. Alle sind Teil des Prob­
lems. Darum sind in unserem Bündnis 
auch Organisationen, die ganz bewusst zu 
uns gekommen sind, weil sie z.B. potentiell 
für Rechte attraktiv sind wie Schützenver­
eine, oder um AfD-Mitglieder in ihren Rei­
hen wissen. Das ermöglicht neue Möglich­
keiten für das Gespräch im Sinne von 
„Mach dich mit uns auf den Weg.“

Nun aber zu den Kirchen: Ihnen wird 
zugetraut, ein vermittelnder Akteur zu 
sein, der nicht staatlich, aber trotzdem re­
präsentativ ist. Kirchen haben die große 
Chance, das Thema an der Spitze und an 
der Basis zu spielen, da sie Nähe zu staatli­
chen Akteuren genauso wie zur Zivilgesell­
schaft haben. Was sonst oft als Spannung 
wahrgenommen wird, kann also produktiv 
genutzt werden. Damit sind Kirchen ein 
unschlagbarer Akteur.

Sehen 
Sie denn 
auch inhaltlich besondere Chancen 
kirchlichen Engagements?
Auf jeden Fall! In Bayern wurde ein Hand­
lungskonzept erarbeitet, das die theologi­
schen Grundlagen geklärt hat und deutlich 
macht, warum wir das eigentlich tun. Das 
ist sowohl intern als auch nach außen ele­
mentar: Wir müssen uns der eigenen Wur­
zeln bewusst sein, wie Nächstenliebe und 
Gottesebenbildlichkeit. Das Besondere an 
diesem Konzept war, dass es wirklich alle 
mitgenommen hat und 2016 einstimmig in 
der Synode verabschiedet wurde.

Und in der Praxis: Wie geht man damit 
um, wenn Verantwortliche in der Kirche 
AfD-Mitglieder sind?
Natürlich ist jede Konstellation anders. 
Das Entscheidende ist zudem das tatsäch­
liche Agieren, nicht die bloße Mitglied­
schaft. Dann ist es wichtig, dass man Prob­
leme nicht totschweigt. Ein gutes Beispiel 
war die Kirchenvorstand-Wahl in Bayern, 
wo wir im Voraus sehr deutlich gemacht 
haben, worin unser Menschenbild besteht 
und welche Haltung (natürlich nicht wel­
che Partei!) für Kirchenvorstände ange­
messen ist. Es gab ein dreischrittiges Mo­
dell der Intervention: Zunächst diese 
allgemeinen Informationen, dann Beob­
achtung und schließlich hätte es noch ein 
Beratungsteam gegeben, das aber dann 
gar nicht zum Einsatz gekommen ist.

Damit sind wir beim Thema Prävention: 
Was können Kirchengemeinden hier 
konkret tun?
Akteure von rechts außen wollen Gelände­
gewinn machen und versuchen andere 
durch bestimmte Themen zu gewinnen. Die 

Einfallstore bei den Kirchen sind Geschlech­
terfragen, Sexualität und Umgang mit ande­
ren Religionen, insbesondere dem Islam. Bei 
diesen Themen muss man also besonders 
sensibel sein. Es geht hier darum, diejenigen, 
die bei der Mehrheitsmeinung nicht mitge­
hen, im kirchlichen Diskurs zu behalten. Die 
Auseinandersetzung wird also im konserva­
tiven Spektrum zu führen sein: Wo das Kon­
servative schwach ist, ist das Einfallstor für 
rechts außen besonders groß. Man muss 
also im Gespräch bleiben, nicht alle in einen 
Topf werfen, sondern Sensibilität für die 
Grenze schärfen. Zudem müssen wir uns ge­
gen Instrumentalisierung wehren. Dazu gibt 
es die Reihe „Einsprüche“ der BAGKR [Bun­
desarbeitsgemeinschaft für Kirche&Rechts­
extremismus]. Wir müssen uns mit den 
Rechten und ihren theologischen Argumen­
ten auseinandersetzen. Dafür braucht es 
eine gute Zusammenarbeit zwischen 
Theolog*innen und anderen Berufsgruppen.

 

IN T E R VIE W

IM GE S P R ÄC H 
B L E IB E N

 
Wie sich Kirchen für Demokratie einsetzen können

Der Demokratiebus vom Bayerischen Bündnis 
für Toleranz auf seiner Tour 2018

ist Diplom-Pädagoge und Diplom-Politologe, Geschäftsführer des 
„Bayerischen Bündnis für Toleranz – Demokratie und Menschen-
würde schützen“ und Leiter der Projektstelle gegen Rechtsextre-
mismus am Evangelischen Bildungs- und Tagungszentrum Bad 
Alexandersbad.

MARTIN BECHER

““

In Württemberg engagiert sich im Bereich der Evangelischen Landeskir-
che ein kirchliches Bündnis für Demokratie und Menschenrechte. Das 
Bündnis setzt sich aktiv gegen Rassismus und Rechtsextremismus in der 
Gesellschaft aber auch im Raum der Kirche ein. Auf regelmäßig statt-
findenden Tagungen werden inhaltliche Fragen, u. a. zum Verhältnis von 
Kirche /Theologie und Rechtsextremismus diskutiert. Initiativen, Kirchen-
gemeinden und Einzelpersonen können im Bündnis Mitglied werden. 

Nähere Infos und aktuelle Hinweise: 
www.bkdmwue.de 

B Ü N D N I S  K I R C H E  
F Ü R  D E MO K R AT I E  U N D  
M E N S C H E N R E C H T E 
I N W Ü R T T E M B E RG 
( B K DM W Ü )

In einer umfangreichen repräsentativen Studie hat die Evangelische Kirche in Deutsch-
land untersucht, ob und in welchen Bereichen Kirchenmitglieder mehr oder weniger 
Vorurteile gegenüber bestimmten Gruppen oder Religionen haben. Auch die Einstel-
lung zur Demokratie wurde beleuchtet. Die Ergebnisse sind in drei Teilstudien differen-
ziert dargestellt. Grundsätzlich kann man festhalten: Im Durchschnitt haben Kirchen-
mitglieder nicht mehr oder weniger gruppenbezogene Vorurteile als andere Menschen. 
In den einzelnen Bereichen gibt es aber durchaus abweichende Ergebnisse. So halten 
zum Beispiel evangelische Kirchenmitglieder Muslime deutlich weniger für kriminell als 
Katholiken oder Menschen ohne Religionszugehörigkeit. Auch einer Einwanderung von 
Muslimen stehen sie offener gegenüber. Auch antisemitische Tendenzen finden sich 
seltener. Knapp 80 Prozent der evangelischen Kirchenmitglieder halten Homosexua-
lität für etwas völlig Normales. Das ist etwas weniger als bei Menschen ohne Religi-
onszugehörigkeit. Allerdings: Bei sogenannten sehr religiösen Menschen findet man 
überdurchschnittlich viel Homophobie - in Württemberg kein unbekanntes Phäno-
men… Zur Demokratie haben religiös geprägte Menschen ein überdurchschnittlich gu-
tes Verhältnis. Sie sind zufriedener mit der Demokratie und von ihrer Angemessenheit 
überzeugter.
 
Die Studien, ausgewählte Ergebnisse und weiteres Material findet man auf:  
https://www.ekd.de/zwischen-naechstenliebe-und-abgrenzung-72929.htm

Malte Jericke

ST U D I E :  Z W I S C H E N N ÄC H ST E N L I E B E  U N D 
A B G R E N Z U N G

 

Die Fragen stellte  
BRITTA MANN
 
Sie ist Pfarrerin und aktuell Repetentin 
am Evangelischen Stift in Tübingen, wo 
sie sich besonders mit Ökumene, 
interkultureller Theologie und Musik 
beschäftigt.
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Seit über einem Jahr „spaziert“ eine Men­
schengruppe jeden Freitag durch die Ulmer 
Innenstadt, um gegen die „organisierte 
Lüge“ zu demonstrieren. Ihr Weg führt sie 
hin und wieder am Jugendzentrum der 
evangelischen Kirche „Jugend am Münster“ 
in Ulm vorbei. Schon im Zuge der Flücht­
lingsbewegung im Jahr 2015 konnte der zu­
nehmende Populismus und der teilweise 
damit verbundene Begriff der „Fake News“ 
auch bei Konfirmand*innen bemerkt wer­
den. „Wusstet ihr schon, die Flüchtlinge ha­
ben eine Katze getötet und dann gegessen.“  
Solche oder ähnliche Geschichten wurden 
auch in dieser Altersgruppe erzählt und 
weiterverbreitet. 

Zu Beginn steht häufig eine junge Per­
son, die Akzeptanz erleben und ihren Platz 
in einer Gruppe finden will. Gerade im Pro­
zess des Erwachsenwerdens sind Menschen 
besonders beeinflussbar. Dabei sind die „So­
zialen Medien“ für Jugendliche ein wichtiger 

Bestandteil ihrer Lebenswirklichkeit. Dort 
ist die Begegnung mit populistischen oder 
rechtsextremen Inhalten keine Seltenheit. 
Der Umgangston in den Kommentarspalten 
ist rau. Er macht nicht Halt vor gewaltver­
herrlichenden und offen rechtsextremen 
Aussagen. Gruppierungen, die z.B. der „Neu­
en Rechten“ zuzuordnen sind, versuchen ge­
zielt den Wunsch nach Zugehörigkeit anzu­
sprechen. „Wir gegen die anderen!“ 

Die Aufgabe christlicher Jugendarbeit 
sollte sein, eine Alternative anzubieten. Auf 
der Grundlage unserer christlichen Werte 
sollten wir jungen Menschen das Gefühl der 
Zugehörigkeit und Akzeptanz bieten und 
ihnen zeigen, dass dies auch ohne gemein­
sames Feindbild möglich ist. Die Erfahrung 
der Selbstwirksamkeit ohne Gewalt oder 
Erhebung über Andersdenkende sollte ein 
zentrales Anliegen sein. Wir müssen uns ak­
tiv mit der Lebenswirklichkeit der Jugendli­
chen auseinandersetzen und mit ihnen ins 

Gespräch kommen. Im gemeinsamen Aus­
tausch kann ihnen geholfen werden, Gese­
henes und Gehörtes, ob analog oder digital, 
einzuordnen. Die Thematik sollte Bestand­
teil in der Konfirmand*innenarbeit, in Ju­
gendgruppen oder auf Freizeiten sein. 

Johannes Grimm 

KIRC H E UN D D EMO KR ATIE

R EC H TS E X T R EMISMUS  
UN D E VA NGE L IS C H E JUGE N DA R B E IT

 

JOHANNES GRIMM 
ist Vorsitzender des evangelischen 
Jugendwerks Bezirk Ulm und aktiv in der 
Konfirmanden- und Jugendarbeit seiner 
Heimatgemeinde in Ulm-Wiblingen.

Die Ereignisse der letzten Wochen und vor 
allem die Debatten, die ihnen folgten, haben 
deutlich gezeigt, wie es derzeit in Deutsch­
land um die Auseinandersetzung mit Rassis­
mus steht. Da war zum einen die Berliner 
CDU, die sich nach den Silvester-Krawallen 
in einer Anfrage an den Innenausschuss des 
Senats nach den Vornamen der Tatverdäch­
tigen mit deutscher Staatsangehörigkeit er­
kundigt und eine zähe Debatte über die 
Sinnhaftigkeit dieser Anfrage vom Zaun ge­
brochen hat – die wiederum wenig Raum 
ließ darüber zu sprechen, dass in derselben 
Nacht andernorts von lauten „Sieg Heil“-
Rufen berichtet wurde. 

Zum anderen legte die Beauftragte der 
Bundesregierung für Antirassismus, Staats­
ministerin Reem Alabali-Radovan (die 
auch Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration ist), 
erstmals einen Lagebericht vor, der sich 
nur einem Thema widmet: Rassismus in 
Deutschland. Auf knapp hundert Seiten 
werden Ausgangslage, Handlungsfelder 
und Maßnahmen für die Antirassismus-Ar­
beit beschrieben. Bei aller berechtigter Kri­
tik ist die Veröffentlichung ein Meilenstein 
in der Auseinandersetzung mit Rassismus 
und Diskriminierung in Deutschland.

Auf der einen Seite wird also Rassismus 
als die Gefahr anerkannt und beschrieben, 
die er für unsere Demokratie und diejeni­
gen, die er trifft, darstellt. Auf der anderen 
Seite werden Diskussionen geführt, als 
gäbe es die Erkenntnisse der letzten Jahre 
und Jahrzehnte nicht. 

Nach etwas mehr als einem Jahr als Re­
ferentin bei der Arbeitsstelle für Weltan­
schauungsfragen, zuerst mit den Schwer­
punkten „Populismus und Extremismus“ 
und seit kurzem zuständig für die Themen 
Rassismus und Antisemitismus, sehe ich in 
dieser widersprüchlichen Gleichzeitigkeit 
auch ein Zeichen für uns in der Landeskir­
che: Wir haben Gesprächsbedarf – und 
zwar großen.

Denn rassistische und antisemitische 
Ressentiments machen auch vor unseren 
Kirchentüren nicht Halt. Unsere eigenen 
Beiträge zu diskriminierenden Strukturen 
einzugestehen, fällt schwer. Eigene Diskri­
minierungserfahrungen zu teilen oft noch 
schwerer.

Gleichzeitig erlebe ich bei Veranstal­
tungen in Kirchengemeinden weit mehr 
Offenheit und Neugier als Skepsis und Ab­
lehnung gegenüber dem Thema. Und Fra­
gen, viele Fragen. Darüber bin ich froh, 

denn das bedeutet, dass wir jenseits von 
populistischen Parolen gemeinsam lernen 
und reflektieren können. Diese Gespräche, 
in denen auch Raum ist für Unsicherheiten 
und Zweifel, Gefühle von Schuld und 
Scham benannt werden können, sind ent­
scheidende weitere Schritte auf dem Weg 
zu einer wirklich und bewusst rassismus- 
und antisemitismuskritischen Kirche.

GESPRÄCHSBEDARF 
Gedanken zum Beginn der Projektstelle „Rassismus und Antisemitismus“  

bei der Arbeitsstelle für Weltanschauungsfragen

KIRC H E UN D D EMO KR ATIE

 

AGNES KÜBLER
ist als Referentin bei der Arbeitsstelle für 
Weltanschauungsfragen zuständig für 
die Themen Rassismus und Antisemitis-
mus. Wer Interesse an Bildungsangebo-
ten und Kooperationen, oder erst einmal 
Gesprächsbedarf hat, erreicht sie unter 
agnes.kuebler@elk-wue.de 

98

T IT E LT H EMA

TIT E LT H EMA



anstöße 1/2023 – DAS MAGAZIN DER OFFENEN KIRCHE

KIRC H E UN D D EMO KR ATIE

Die Wahrnehmung von außereuropäi­
schen Phänomenen ist in den deutschen 
Medien oft etwas oberflächlich. Die hinter 
den Ereignissen stehenden Entwicklungen 
kommen dabei nur selten in den Blick, be­
sonders wenn es sich um Entwicklungen 
mit kirchlichem Hintergrund 
handelt. Der vorliegende Artikel 
beschäftigt sich mit dem vertie­
fenden Nationalismus in den 
Kirchen der USA aus dem Blick­
winkel der dortigen baptisti­
schen und lutherischen Kir­
chen.

Seit 1936 engagiert sich der 
Zusammenschluss der Mehrheit 
der US-amerikanischen Baptis­
tischen Kirche (BJC/Baptist Joint 
Committee for Religious Liber­
ty) an der Schnittstelle von Staat 
und Kirchen für religiöse Freiheit und eine 
klare Trennung von Staat und Kirche.  Das 
BJC setzt sich dabei auch gegenüber dem 
Supreme Court der US für Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit aller in den USA 
lebendenden Menschen ein. Nachdem es 
Präsident Trump gelungen ist, die liberalen 
Kräfte des Supreme Courts in eine Minder­
heiten-Position zu bringen, hat die gesell­
schaftliche und juristische Diskussion zu 
Themen von Gewalt, Recht und Ordnung 
an Schärfe gewonnen.  Brian Babin, der 
den Bundesstaat Texas im Repräsentanten­

haus vertritt, erklärt zum Beispiel: „Die 
USA hatten immer Waffen. Das ist unsere 
Geschichte. Wir sind auf einem jü­
disch-christlichen Fundament und Waffen 
aufgebaut.“  Für das BJC sind solche Hal­
tungen Idolatrie, d.h. Götzenverehrung. 

Dieser christliche Nationalismus war 
eine der Triebfedern für den Sturm auf das 
Capitol am 6. Januar 2021. Viele der At­
tentäter auf Schulen, Einkaufszentren und 
öffentliche Einrichtungen der USA werden 
von diesem Nationalismus, der mit Elemen­
ten von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und dem Hass auf homo- und transsexuelle 
Menschen angereichert ist, getrieben.

Für die baptistischen und für die in der 
ELCA / Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Amerika organisierten Gemeinden ist die­
ser Nationalismus deshalb Idolatrie/Göt­

zendienst, weil das Dreigestirn aus Gewalt, 
Ordnung und Freiheit die Grundlage bil­
det, um Menschen, die als nicht zugehörig 
empfunden werden, zu hassen und abzu­
werten. Diese nationalistische Idolatrie 
wird biblisch-theologisch angereichert und 

durch Symbolhandlungen wie 
das Hochhalten der Bibel durch 
Ex-Präsident Trump auf seine 
Person hin fokussiert und poli­
tisch und gesellschaftlich zuge­
spitzt.

Im Rahmen der Kampagne 
„Christians against Christian Na­
tionalism“ werden den baptisti­
schen Gemeinden konkrete 
Handlungsvorschläge gemacht, 
wie sie in Situationen, in denen 
sich der Nationalismus gegen­
über anderen Menschen Bahn 

bricht, handeln können. Bibelstudien, Got­
tesdienste und viele andere Gemeindeakti­
vitäten beschäftigen sich mit diesem Göt­
zendienst und den biblisch-theologischen 
Argumenten für Vielfalt und einen liebe­
vollen Umgang miteinander - auch in Kon­
fliktsituationen.

Im April 2022 veröffentlichten die bei­
den Soziologen Philip S. Gorski und Samuel 
L. Perry ihre Studie „The Flag and the Cross 
– White Christian Nationalism and the Thre­
at to American Democracy“. Darin zeigen 
sie die gesellschaftliche Verankerung des 

FREIHEIT, ORDNUNG 
UND GEWALT! 

Die heilige Dreifaltigkeit des weißen christlichen  
Nationalismus in den US-amerikanischen Kirchen

Nationalismus im geschichtlichen Bewusst­
sein der US-amerikanischen Gesellschaft 
auf und arbeiten die Bedeutungsmuster der 
„Heiligen Dreifaltigkeit von Freiheit, Ord­
nung und Gewalt“ in ihrem inneren Zusam­
menhang heraus. Da der Nationalismus so 
tief in der Gesellschaft verankert ist und die 
Übergänge zwischen Patriotismus und Nati­
onalismus fließend sind, schlagen die Auto­
ren vor, nicht „mit dem Finger auf den oder 
die christlichen Nationalisten zu zeigen, 
denn dies torpediert die Kommunikation“, 
sondern auf die tiefer liegenden Strukturen 
des Christlichen Nationalismus in systema­
tischer Form einzugehen.

Die in der ELCA organisierten Evange­
lisch-Lutherischen Kirchen haben dazu ei­
nen breiten Diskussions- und Forschungs­
prozess auf allen Ebenen ihrer Kirchen 
angestoßen. Unter dem Titel „Civic Life 
and Faith“ werden die Kirchenmitglieder 
aufgefordert, über Themen wie z.B. Jün­
gerschaft und Nachfolge in einer Demokra­
tie, Umgang in Kirchen und Gemeinden 
mit gesellschaftlich kontroversen Themen, 
usw. zu reflektieren und sich bis Oktober 
2023 zu artikulieren. Daraus soll dann 
2024 ein Kirchendokument von der Basis 
werden.

BEZUG ZU DEUTSCHLAND
Während sich die US-amerikanischen Kir­
chen im Disput mit nationalistischen Kräf­

ten in Kirche und Gesellschaft engagieren, 
weist ein kleiner, aber lautstarker Teil der 
deutschen theologischen Debatte im Mo­
ment in eine andere Richtung. Angefeuert 
durch den Raum, den ihnen beispielsweise 
auch das theologische Magazin „Zeitzei­
chen“ zur Verfügung stellt, polemisieren 
auf durchaus unterhaltsame Weise einzel­
ne Theologen gegen jedwedes gesellschaft­
liche Engagement von Christ*innen, Ge­
meinden und Kirchen. Ein besonderes 
Feindbild sind junge Menschen, die sich in 
Fragen der Klimagerechtigkeit engagieren, 
und die Umweltbewegung als Ganzes.

Auf der anderen Seite arbeitet in Berlin 
der seit dieser Legislaturperiode im Amt 
befindliche Bundestagsabgeordnete Frank 
Schwabe, MdB als Beauftragter der Bun­
desregierung für Religions- und Weltan­
schauungsfreiheit daran, sich in seinem 
diesbezüglichen Bericht nicht nur auf die 
Verfolgung von Christ*innen zu beschrän­
ken, sondern auch die Religions- und Wel­
tanschauungsfreiheit von indigenen Völ­
kern zu thematisieren. 

Es handelt sich um beinahe 500 Millio­
nen Menschen, die auf allen Kontinenten 
und in vielen Ländern besonders vom Roh­
stoffabbau der Industrieländer und gro­
ßen Infrastrukturmaßnahmen für den glo­
balen Handel betroffen sind. Sie werden 
vertrieben und ihre natürlichen Lebens­
grundlagen werden zerstört. Sich mit Reli­

gions- und Weltanschauungsfreiheit in glo­
balem Maßstab zu beschäftigen, bedeutet 
auch für ihre Rechte auf Unversehrtheit 
und gegen die Zerstörung ihrer Lebens­
grundlagen einzutreten.

Hartmut Rosa schaut in seinem neuen 
Buch „Demokratie braucht Religion“ aus 
der Perspektive von Gesellschaft und De­
mokratie auf die Religion und zeigt die Be­
deutung von Glaube und Kirche für die 
Demokratie auf. Mehr dazu in dieser Aus­
gabe (S. 12).

T IT E LT H EMA

White Christian nationalism 
ist the greatest threat to the 
witness of the church of the 

United States today. 

Jemar Tisby, The Flag and the Cross
 

RALF HÄUSSLER
Ralf Häußler leitet als Pfarrer der würt-
tembergischen Landeskirche das Zent-
rum für Entwicklungsbezogene Bildung / 
ZEB im Dienst für Mission, Ökumene und 
Entwicklung. Ihn interessiert die Rele-
vanz von Kirche und Theologie für Öko-
logie und Menschenrechte. 

>> Philip S. Gorski, Samuel L. Perry	
THE FLAG AND THE CROSS – WHITE 
CHRISTIAN NATIONALISM AND THE 
THREAT TO AMERICAN DEMOCRACY
Oxford University Press Inc, 2022
ISBN 978-0-197-61868-4
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KR IT IS C H GE L E S E N

Wie viel Religion verträgt der säkulare 
Staat? Wie viel Demokratie verträgt die Re­
ligion? Diesen Fragen geht der Tübinger 
Philosoph Ottfried Höffe in einem Essay 
von über 200 Seiten nach.  

Im ersten Teil des Buches durchschrei­
tet Höffe den Weg zur Moderne vom alttes­
tamentlichen Israel über Kant bis zu Hans 
Joas. Dabei wendet er sich gegen die Erzäh­
lung einer linearen historischen Säkulari­
sierung von Politik- und Moralphilosophie, 
indem er aufzeigt, dass säkulare Begrün­
dungen von gutem Zusammenleben sich 
schon lange vor der Aufklärung finden. 
Dementsprechend sei auch die Sicht einer 
heutigen gänzlich säkularisierten Gesell­
schaft einseitig. Wie er im zweiten Teil 

(„Zeitgenössische Probleme“) herausarbei­
tet, prägen auch heute noch Religionen die 
Gesellschaft, sei es in Redewendungen, 
Kunst oder Architektur oder in der sozialen 
und politischen Präsenz religiöser Ak­
teur*innen. Daher versperre sich „kein klu­
ges Gemeinwesen gegen das positive Poten­
tial von Religionen“. Die Fähigkeiten von 
Religionen, Welt und Gott zu deuten, Trost 
zu spenden, aber auch Gemeinschaft zu stif­
ten und Engagement zu wecken, seien der 
Demokratie willkommen. Gleichwohl müs­
se Demokratie auch um die Schattenseiten 
und Gefahren von Religion wie Gewaltbe­
reitschaft oder Fanatismus wissen. Das Ver­
hältnis von Demokratie und Religion bleibe 
also „störungsanfällig“, aber kein Dilemma. 

Für theologisch gebildete 
Leser*innen bietet der Es­
say eine Fülle an Material, von dem sicher 
einiges bekannt ist und aus theologischer 
Sicht stellenweise weiterer Differenzie­
rung bedurft hätte. Dennoch ein lesens­
wertes Buch, das einen kenntnisreichen 
Überblick über Grundfiguren politischer 
Philosophie und aktuelle Debatten bietet.

Britta Mann

IST GOTT DEMOKRATISCH?
Zum Verhältnis von Demokratie und Religion

Ottfried Höffe	
>> IST GOTT DEMOKRATISCH? 
ZUM VERHÄLTNIS VON  
DEMOKRATIE UND RELIGION
Hirzel 2022
ISBN 978-3-7776-3078-6

 

Hartmut Rosa
>> DEMOKRATIE  
BRAUCHT RELIGION.ÜBER EIN  
EIGENTÜMLICHES VERHÄLTNIS
Kösel-Verlag 2022

DEMOKRATIE  
BRAUCHT RELIGION

Der Titel ließ mich aufhorchen. Der Jenaer 
Soziologe und Politikwissenschaftler Hart­
mut Rosa stellt in dem kleinen Büchlein die 
These auf, dass das weltliche System der 
Demokratie, mit dem Souverän des Volkes, 
tatsächlich der Religion bedürfe, in der 
man sich auf einen außerweltlichen Souve­
rän bezieht. Zwischen Religion und Demo­
kratie bestünde ein „eigentümliches Reso­
nanzverhältnis“. 

Hartmut Rosa geht davon aus, dass Reli­
gion ebenso wie Demokratie von der Be­

reitschaft lebe, sich von anderen „anrufen 
und verwandeln zu lassen“. Der permanen­
te Fanatismus aus Produktivitätssteigerung, 
Wirtschaftswachstum und Beschleunigung 
(33) hätte „systematisch ein Aggressions­
verhältnis zur Welt“ gestiftet. Deshalb 
brauche es „die Rückbesinnung auf (…) die 
Fähigkeit der Anrufbarkeit und die Erfah­
rung der ergebnisoffenen Selbstwirksam­
keit“ (66). Religion biete, so Rosa, die Mög­
lichkeit für eine Resonanzbeziehung mit 
einem unverfügbaren Gegenüber. Religion 
und Demokratie lebten beide davon, dass 
es noch etwas anderes gibt als das eigene 
Subjekt und die eigene Meinung. Sie setzen 
darauf, dass wir uns anrufen, inspirieren 
und auch irritieren lassen (56f). Religion 
biete dafür ein „Ideenreservoir“ voller Lie­
der, Gesten, Räume, Traditionen und Prak­
tiken, die es vermögen, Resonanz zu erzeu­
gen und Transformation zu ermöglichen. 
Hören, auf-hören, im Sinne von beenden 

und hinauf-hören ist für den Orgel spielen­
den Soziologen dazu die erforderliche Ein­
stellung. Im zwischenmenschlichen und 
gesellschaftlichen Umgang wiederum brau­
che es um der „intellektuelle Redlichkeit“ 
willen die Erwartungshaltung „erst einmal 
zu hören, dass es auf der anderen Seite 
auch Argumente gibt (…), die mir was zu 
sagen haben“. Das befähigt uns wiederum, 
„Neues hervorzubringen“ (54f), so könne 
„durch ein wechselseitiges Erreichen 
Transformation“ stattfinden. 

Rosa skizziert in diesem Vortrag eine in­
spirierende Verheißung. Daran lässt sich 
anknüpfen. „Dritte Orte“ böten m. E. die 
Rahmenbedingungen für das Hören auf das 
Fremde und Unverfügbare und für ein ge­
genseitiges Zuhören. So ließe sich neu erle­
ben, dass wir selbst und das Gemeinwesen 
auf mehr als uns selbst angewiesen sind.

Jens Junginger

Zur Frage der Legitimität von zivilem Un­
gehorsam findet seit Jahren eine öffentli­
che Diskussion statt. Ist es angemessen, 
dass Schüler*innen für den Schutz des Kli­
mas für ihre Zukunft demonstrieren und 
dafür Schulunterricht ausfällt? Ist es ange­
messen, dass der Kunstbetrieb gestört wird 
und Kunstwerke beschädigt werden? Ist es 
angemessen, dass große Verkehrsströme 
blockiert werden, um auf die Anliegen, Be­
dürfnisse und Nöte insbesondere der jün­
geren Generation aufmerksam zu machen? 
Mit Bezug auf viele Wissenschaftler*innen 
ist die Botschaft: Die Zukunft - das Leben 
von Menschen und Tieren, der Mitwelt 
oder Schöpfung ist hochgradig bedroht. 
Und viele von uns wissen oder ahnen das 
schon längst.

Über Protestformen und ihre Wirksam­
keit lässt sich endlos streiten. Die derzeitigen 
Protestformen sind gewaltlos angelegt und 
auf keinen Fall gegen Personen gerichtet. Sie 
sind zum Teil bewusst illegal. Ähnliches ha­
ben wir schon vor 40 Jahren erlebt. Der Pro­
test gegen den Nato-Doppelbeschluss, gegen 
die Stationierung von Mittelstreckenraketen 
in Mitteleuropa war ziviler Ungehorsam, ge­
waltlos und am Ende erfolgreich. 

Ziviler Ungehorsam ist immer illegal, 
bricht gültige Rechtsnormen und ist ge­
waltfrei.

Warum? Warum suchen junge Men­
schen diese Protestformen?

Der Bericht des Club of Rome machte 
schon 1972 deutlich: „Die Grenzen des 
Wachstums“ stehen auf der Tagesordnung. 
Spätestens seit der „Konferenz für Umwelt 
und Entwicklung“ 1992 in Rio de Janeiro ist 
die Dringlichkeit zu entschiedenem Han­
deln für das 21. Jahrhundert beschlossen 
worden. Mit dem „Kyoto-Protokoll“ von 
1997 hat die Staatengemeinschaft erstmals 
einen Plan für eine verbindli­
che Reduktion der schädli­
chen Treibhausgase beschlos­
sen.

16 Jahre lang hat die von 
der Physikerin Angela Merkel 
geführte Bundesregierung 
leider viel zu wenig beachtet: 
Die durch eine von Menschen 
verursachte Klimaüberhit­
zung bedeutet höchste Dring­
lichkeit. Die warnenden 
Stimmen wurden nicht ernst 
genug genommen. Der Aus­
bau „Erneuerbarer Energien“ wurde mas­
siv behindert.

Und zugleich gilt: viele Entscheidungen 
wurden in den letzten Jahren auf allen poli­
tischen Ebenen getroffen und es gibt sowohl 
im Kopf wie in den erklärten Absichten vie­
ler gesellschaftlicher Akteure eine große 
Übereinstimmung: Wir müssen uns ent­
schieden für Klimaschutz einsetzen. Da hat 
sich durch die Klimaschutzbeschlüsse von 
Paris 2015 und durch die Forderungen von 
Fridays for Future viel bewegt.

Aber diejenigen haben Recht, die in 

Übereinstimmung mit vielen Wissen­
schaftler*innen fordern:

Wir sind zu langsam, wir müssen ent­
schiedener, schneller und vermutlich lei­
der auch einschneidender handeln. Viele 
junge Menschen gehen auf die Straßen und 
entscheiden sich für gesetzeswidrige Pro­
testformen. Warum? Weil aus ihrer Sicht 
diejenigen, die Entscheidungen für eine ge­

rechtere, bessere Zukunft treffen könnten, 
dies nicht schnell genug tun und weil sie 
gegen ihre eigene Zielsetzung verstoßen. 
Die politischen Entscheidungen sind nicht 
ausreichend.

Das Bundesverfassungsgericht hat im 
April 2021 ein neues Fenster in der deut­
schen Rechtsgeschichte aufgestoßen. Es 
dürfe nicht einer Generation zugestanden 
werden, "unter vergleichsweise milder Re­
duktionslast große Teile des CO2-Budgets 

Es geht um Aufmerksamkeit 
und es geht um Wirksamkeit. 

Interview mit Ruth Bauer

ZIVILER UNGEHORSAM? – 
WAS IST ANGEMESSEN?

TIT E LT H EMA

KIRC H E UN D D EMO KR ATIE

Es geht um nicht weniger als die
Freiheit unserer Kinder und  
Kindeskinder, die durch die 

gegenwärtigen Entscheidungen
zu wenig beachtet werden. 

Romeo Edel
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 ““
L A N D E S S Y N O D E  
V E R A B S C HIE D E T  

KL IMA S C HUT Z- 
GE S E T Z

Verbindliche Regeln auf dem Weg zur Klimaneu­
tralität der Evangelischen Landeskirche in Würt­

temberg – das war das Ziel der Offenen Kirche, als 
sie vor fast zwei Jahren einen eigenen Gesetzesent­

wurf in die Synode einbrachte. Nach langen Beratun­
gen hat die Landessynode ein Klimaschutzgesetz für 

die Ev. Landeskirche fast einstimmig verabschiedet: 
Bis zum Jahr 2040 soll Nettotreibhausgasneutralität er­

reicht werden. Hierzu wurden verschiedene Instrumen­
te festgelegt, durch die Klimaschutzmaßnahmen insbe­

sondere im Bereich der Immobilien umgesetzt werden 
sollen. Dazu gehören zunächst eine konsequente und ver­
bindliche jährliche Datenerhebung und Auswertung des 
Energieverbrauchs in den Gemeinden. Für Sanierungen und 
den Einbau von Heizungen sind strengere Vorgaben zuguns­
ten des Klimaschutzes vorgesehen. Durch ein Klimaschutz­
konzept, das alle fünf Jahre vorgelegt werden wird, sollen 
Zwischenschritte und konkrete Maßnahmen auf dem Weg 
zur Klimaneutralität benannt werden. Der Ausgleichsstock 
wird jährlich mit weiteren Mitteln ausgestattet, um Klima­
schutzmaßnahmen zu finanzieren.

Während der Synode hatte der Gesprächskreis der Of­
fenen Kirche darum geworben, bis 2035 bereits einen ver­
bindlichen Zwischenschritt hin zur Klimaneutralität fest­
zulegen. Leider verfehlte der Änderungsantrag knapp die 
Mehrheit der Synode. 

Das Klimaschutzgesetz wird die Arbeit der Landeskirche 
in den kommenden Jahren mitprägen. Es ist der Auftakt zu 
einem Weg, der mit Anstrengungen, mit Veränderungen im 
eigenen Handeln verbunden sein wird. Für die Landeskir­
che ist das aus Sicht der Offenen Kirche nicht weniger als ein 
historischer Schritt: es werden verbindliche Ziele und Rege­
lungen festgelegt, die es nun umzusetzen gilt. Auch wenn 
das Gesetz erst zum 1. Januar 2024 in Kraft tritt, bringt die 
Abstimmung zum Ausdruck: die Zeit des Handelns ist jetzt.

Synodenberichte von den Synodalen  
Hans-Ulrich Probst und Holger Stähl

OK IN T E R N

Meldungen, Menschen, Meinungen

Gute Atmosphäre: Die Klima-
gruppe der Offenen Kirche 
auf der Herbstsynode

Knapp 30 Prozent weniger Pfarrstellen – so die Vorgabe des 
Oberkirchenrates für den Pfarrplan 2030. Diese Zielzahl 
wurde von der Landessynode auf -24 Prozent reduziert. 

Die Synode schlug in einem gesprächskreisübergreifenden 
Antrag Maßnahmen vor, 70 Pfarrstellen mehr zu erhalten als 
vom Oberkirchenrat vorgesehen. Dafür wurden verschiedene 
Maßnahmen vorgeschlagen: Unumstritten war die Weiterbe­

schäftigung von Pfarrper­
sonen im Ruhestand; hoch 
umstritten war dagegen 
die Frage, ob alternative 
Zugänge ins Pfarramt für 
Studierende von privaten 
theologischen Hochschu­
len zugelassen werden sol­
len. 

Dies war vor allem Le­
bendiger Gemeinde und 
Kirche für morgen wich­
tig. Dr. Hans-Ulrich Probst 
(Tübingen) plädierte vehe­

ment dafür, diesen Teil des Antrages abzulehnen: Es sei nicht 
sinnvoll, den Staatskirchenvertrag, der die Ausbildung der 
Pfarrer*innen an universitären Fakultäten festschreibt, zu un­
terlaufen. Weiter bezweifelte er, ob es sinnvoll sei, hier die 
gemeinsame Linie innerhalb der EKD zu verlassen. Dagegen 
warb er leidenschaftlich fürs Theologiestudium an der Uni­
versität. Andere Stimmen, auch aus der Offenen Kirche, spra­
chen sich dafür aus, den Regelweg zum Pfarramt durch das 
Theologiestudium zu stärken, aber als notwendige Zwischen­
lösung, um überhaupt noch genügend Pfarrer*innen für die 
Gemeinden zu gewinnen, hier mehr Offenheit walten zu las­
sen. So sprachen sich Pfarrerin Dr. Antje Fetzer-Kapolnek und 
der Cannstatter Dekan Eckart Schultz-Berg dafür aus, diesen 
alternativen Zugang zu ermöglichen, jedoch auf zehn Jahre zu 
begrenzen. Prof. Dr. Martin Plümicke (Reutlingen) regte eine 
intensive Bewerbung und Kommunikationsoffensive für das 
Studium an der Fakultät in Tübingen an, um junge Men­
schen fürs Theologiestudium zu gewinnen. 

A LT E R N ATIV E  ZUGÄ NGE 
IN S  P FA R R AMT ?

IMME R AKT UE L L :

» www.offene-kirche.de
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Das Evangelische Stift in Tübingen 
ist sicherlich einer der schönsten 
Orte für Theologiestudierende. Herzliche Einladung zur  

Mitgliederversammlung

Alle Interessierten sind sehr herzlich zu unserer 
diesjährigen Mitgliederversammlung am Samstag,  
1. April 2023 ab 9.30 Uhr im Ev. Gemeindehaus in 
Plochingen (Hermannstr. 28) eingeladen. 

Nach einem offiziellen Teil mit 
Berichten aus Vorstand und Ge-
sprächskreis widmen wir uns in 
einem Vortrag und einer Work-
shopphase neuen Ansätzen für 
die kirchliche Arbeit. Hauptrefe-
rent ist Daniel Hörsch (sozial
wissenschaftlicher Referent in 
der Zukunftswerkstatt von Kir-
che und Diakonie midi, Berlin). Er 
spricht zum Thema: „Kirchliche 
Praxis im Wandel: Wahrnehmungen - Einsichten - Frage
horizonte“.

Wir freuen uns über Ihre und Eure Anwesenheit!

Vorstand der Offenen Kirche

Daniel Hörsch

Herzlich möchten wir uns im Blick auf das 
Jubiläumsjahr bei allen bedanken, die die OF-
FENE KIRCHE mit einer Spende bedacht haben! 
10.938,34 Euro waren es, die für die OK Land 
zusammenkamen, dazu nochmals 1668,50 Euro 
für die Bezirke. Dazu kommt die Mitfinanzie-
rung der Stelle des Gesprächskreis-Sekretariats 
durch die Synodalen in Höhe von 8400 Euro.

Besonders bedanken möchten wir uns bei al-
len, die sich an der Spendenaktion zum 50-jäh-
rigen Jubiläum beteiligt haben: Mit insgesamt 
5600 € an Spenden konnten wir 56 Anteile der 
Ökumenischen Energiegenossenschaft (ÖEG) 
erwerben. Diese wurde 2009 in der Akademie 
Bad Boll gegründet und betreibt inzwischen 
29 Photovoltaik-Anlagen. Durch Ihre Spenden 
für solche Solaranlagen werden (entsprechend 
Angabe der ÖEG) ca. 2,8 Tonnen CO2  im Jahr 
eingespart – neben der Initiative der OK für ein 
Klimaschutzgesetz der Landeskirche ein weite-
rer Schritt zu mehr Klimagerechtigkeit.

Die weiteren Spenden dienen der Finanzierung 
der Aufgaben der OFFENEN KIRCHE – deren 
Ausgaben im Jahr 2022 immerhin fast 69.000 
€ betrugen – allein die „anstöße“ kosteten im 
Jahr 26.850 €.

Hingewiesen sei noch darauf: Gegenüber dem 
Finanzamt genügt als Nachweis für Spenden 
(wie auch für Mitgliedsbeiträge) bei Beträgen 
unter 300 € der Kontoauszug. Gerne stellen 
wir auch für solche Beträge Spendenbescheini-
gungen aus, wenn Sie diese bei der Geschäfts-
stelle anfordern. Jedenfalls haben wir uns über 
alle Spenden sehr gefreut. Darum noch einmal: 
„HERZLICHEN DANK FÜR ALLE SPENDEN – 
NICHT NUR IM JUBILÄUMSJAHR!“

Johannes Dürr und Gabriele Schwarzinger

DA N K E F Ü R A L L E  S P E N D E N  
IM JU B I L ÄUM S JA H R !
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ROMEO EDEL
Pfarrer i.R. Romeo Edel war fast 20 Jahre 
Mitglied im Umweltrat der Landeskirche, 
für die Themen Energie und Klima enga-
giert er sich schon seit über 40 Jahren. 
Als Pfarrer für den Kirchlichen Dienst in 
der Arbeitswelt war er zugleich Studien-
leiter an der Ev. Akademie in Bad Boll, 
Schwerpunkt Nachhaltigkeit. Zurzeit ist 
er Sprecher der Allianz Mobilitätswende 
für Baden-Württemberg.  

zu verbrauchen, wenn damit zugleich den 
nachfolgenden Generationen eine radika­
le Reduktionslast überlassen und deren 
Leben umfassenden Freiheitseinbußen 
ausgesetzt würde".

Das Bundesverfassungsgesetz hatte 
festgestellt, dass die Bestimmungen des ur­
sprünglichen Klimaschutzgesetzes die 
Freiheitsrechte der jungen Beschwerde­
führenden verletzt haben.

Es geht also um nicht weniger als die 
Freiheit unserer Kinder und Kindeskinder, 
die durch die gegenwärtigen Entscheidun­
gen zu wenig beachtet werden. Darauf be­
rufen sich die Protestierenden. Zwar hat 
die Gesetzesnovelle die Ziele verschärft, 
aber die Maßnahmen, um diese Ziele ein­
zuhalten, reichen nicht aus. 

Der von jungen Menschen verursach­
ten Freiheitseinschränkung von Autofah­
rer*innen steht die globale Beschränkung 
der Zukunft von jungen Menschen gegen­
über, deren Lebensmöglichkeiten durch 
die Klimaüberhitzung bedroht und gefähr­
det sind.

Junge Menschen sagen: wir müssen 
mitten in unseren täglichen Abläufen und 
Gewohnheiten innehalten – nur dann 
kann es gelingen, umzusteuern.

Kunsterlebnisse werden gestört, Ver­
kehrsflüsse werden unterbrochen. Das ist 
ärgerlich und manche Protestformen sind 
illegal. Aber sie sind verständlich, legitim 
und vielleicht notwendig.

Romeo Edel
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SARAH JÄGER

FRIEDRICH KRAMER

JUNIORPROFESSORIN SYSTEMATISCHE THEOLOGIE

LANDESBISCHOF,  FRIEDENSBEAUFTRAGTER

Care-Ethik

Friedensethik

Klimagerechtigkeit

R I C A R D A  L A N G
B U N D E S V O R S I T Z E N D E  B Ü N D N I S  9 0 / D I E  G R Ü N E N

KONTAKT:  
DENKBAR@OFFENE-KIRCHE.DE

Klimakrise und soziale Gerechtigkeit. Zwei zentrale
miteinander verbundene Herausforderungen.
Global und lokal. Sowohl Verursachung als auch
die Lasten des Klimawandels sind ungleich verteilt.
Wir diskutieren mit Ricarda Lang: Wie kann
Klimawandel sozial gerecht gestaltet werden?
Welchen Beitrag kann Kirche dazu leisten?

Meeting-ID: 856 2004 7524
Kenncode: 060682

 © Elias Keilhauer

Der Mensch als abhängiges Wesen.

https://us02web.zoom.us/j/85620047524?
pwd=VzdOVFNadGdrK2RSZTlXK0YyL2NwUT09

Oktober
2023

Jung, jüdisch, queer       HELENE BRAUN
RABBINATSSTUDENTIN

Das digitale Format der OFFENEN KIR­
CHE „Denkbar offen & konkret“ ist ge­
startet! Mit der Denkbar bringen wir 
uns als OFFENE KIRCHE aktiv in gesell­
schaftliche Fragen und Diskurse ein. 
Dazu sprechen wir mit Vertreter*innen 
aus Politik, Kirche, Gesellschaft und 
Wissenschaft. Nach einem kurzen Im­
puls zum Thema stehen das Gespräch 
und der Austausch der Teilnehmenden 
im Mittelpunkt. Gestartet sind wir im 
September 2022 mit 
den Themen „Femi­
nistische Außenpoli­
tik“ (Doris Wagner) 
und „Klassismus. Die 
Bedeutung der sozia­
len Herkunft“ (Fran­
cis Seeck). In diesem 
Frühjahr freuen wir 
uns auf Diskussionen 
mit Ricarda Lang zum 
Thema „Klimagerech­
tigkeit“ und mit Sarah 
Jäger über „Care-
Ethik.“ Nach der Som­
merpause geht es im 
Oktober spannend 
weiter: Rabbinatsstu­
dentin Helene Braun 
kommt unter dem Ti­
tel „jung, jüdisch, 
queer“ in die Denk­
bar, gefolgt von Fried­
rich Kramer mit dem 
topaktuellen Thema 
der „Friedensethik“. 
Die „Denkbar offen & 
konkret“ etabliert 
sich und wir freuen 
uns über jede und je­
den, die / der sich an 
einem der Abende di­
gital dazuschaltet. 

Hinter der Denkbar stehen Felicitas 
Renard, Pfarrerin in Waldrems-Mau­
bach, Stephanie Hecke, Pfarrerin in der 
eva in Stuttgart und Joachim L. Beck, 
Pfarrer i.R. Stuttgart.

Anregungen, Fragen und Ideen sind je­
derzeit willkommen und können an 
denkbar@offene-kirche.de gerichtet 
werden.

DENKBAR  
OFFEN & KONKRET

Was bedeutet die von Bundes-
kanzler Olaf Scholz ausgerufene 
Zeitenwende für unsere Gesell-
schaft? Dieser Frage wollen wir uns 
als OFFENE KIRCHE stellen. Es gibt 
keine einfachen und keine einheitli-
chen Antworten. Deshalb tragen wir 
als OFFENE KICRHE zum gesellschaftli-
chen Diskurs bei, indem wir das Thema 
auf verschiedenen Medien diskutieren. 
Eine erste Stellungnahme haben wir im 
vergangenen Sommer veröffentlicht. In 
den nächsten anstöße-Ausgaben wer-
den wir immer eine Position dazu ver-
öffentlichen. Darüber hinaus werden 
wir auf unserem Facebook-Kanal zur 
Diskussion anregen.

WAFFENSTILLSTAND JETZT!?
Vermutlich dürfte es gar nicht so einfach 
sein einen Waffenstillstand herzustellen. 
Aber wenn es gelänge Russland und die 
Ukraine dazu zu bewegen, was würde das 
bedeuten?

Ja, es stimmt: Putins Russland ist der Ag­
gressor in dem Krieg: Es darf niemals hin­
genommen werden, dass ein Land ein an­
deres überfällt, egal aus welchem Grund 
und mit welcher Rechtfertigung.

Ja, es stimmt: ein „Waffenstillstand jetzt“ 
würde dem Aggressor Recht geben. Wie alle 
Militärexpert*innen sagen, sind Grundlage 
von Verhandlungen immer die Ergebnisse, 
die auf dem Schlachtfeld erzielt wurden.

Ja, es stimmt aber auch: ein „Waffenstill­
stand jetzt“  verschont viele Menschenle­
ben auf beiden Seiten. Nach unabhängigen 
Schätzungen ist bereits jetzt eine sechsstel­
lige Zahl an Menschen in diesem Krieg ge­
storben. Die Infrastruktur der Ukraine 
wird systematisch zerstört. Ein Wiederauf­

bau wird Jahrzehnte dauern. Diese Gewalt 
muss endlich aufhören.

Ja, es stimmt auch auch: ein „Waffenstillstand 
jetzt" bewahrt viele freie und besetzte Gebie­
te vor weiterer Zerstörung. Die mögliche Er­
oberung durch Russland und die mögliche 
Rückeroberung der Ukraine zerstört in jedem 
Fall Gebiete, die man mit einem Waffenstill­
stand vor Zerstörung bewahren könnte.

Nein, es stimmt nicht, dass ein Waffenstill­
stand nur Putins Russland eine Verschnauf­
pause gibt, um dann zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder zuschlagen zu können. 
Dies setzt allerdings voraus, dass sich ALLE 
Kräfte bemühen nach einem Waffenstill­
stand eine faire Friedensordnung in Euro­
pa unter Einschluss Russlands zu schaffen.

Jesus sagt: „Ich aber sage euch, dass ihr 
nicht widerstreben sollt dem Bösen, son­
dern: Wenn dich jemand auf deine rechte 
Backe schlägt, dem biete die andere auch 
dar.“ (Matthäus 5,39)

Diese Worte Jesu fordern uns in Konflikten 
wie diesem heraus nach Frieden zu suchen 
und alle Kräfte darauf zu konzentrieren, 
dass die Gewalt (das Böse) ein Ende hat. 
Das ist nicht ohne Risiko, wir bieten unse­
ren Gegner die rechte Backe an, aber ohne 
ein solches Zeichen wird es zu keinem 
Ende der Gewalt kommen.

 

PROF. DR. MARTIN PLÜMICKE
Martin Plümicke ist Professor für Infor-
matik an der Dualen Hochschule Ba-
den-Württemberg. Seit 1998 ist er Mit-
glied im Vorstand der OFFENEN KIRCHE 
und seit 2008 Leiter des Gesprächskrei-
ses. 

Ein Kommentar von  
Prof. Martin Plümicke
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Ich hatte lange das Gefühl, ich muss ei­
gentlich zufrieden sein. Ich kann so leben 
wie ich will und in diesem Beruf arbeiten. 
Erst in den letzten Jahren habe ich verstan­
den, dass diskriminierende Erfahrungen 
wirken wie kleine Mückenstiche. Wenn jetzt 
ein Personaldezernent mit „Ihrer besonde­
ren Lebensform“ herumdruckst ist das kei­
ne Beleidigung. Aber darin steckt dennoch 
die Botschaft: Sie sind anders als der Rest, 
Sie fallen auf, denn Sie sind „besonders“. 

Und deswegen sage ich mir immer: 
„Hey, die Generation vor mir hat so viel frei 
geboxt. Jetzt will ich diesen Weg zu Ende 
gehen, bis wir eine Gleichstellung und 
Gleichberechtigung haben.“

Was muss sich in der Landeskirche noch 
ändern, damit die Gleichstellung erreicht 
ist?
GISELA: Mein Ziel wäre, dass unsere Bezie­
hungen genauso wie die von heterosexuellen 
Paaren behandelt werden. Auch wenn quee­
re Paare Kinder haben. Ich glaube, von mei­
ner Generation wäre niemand überhaupt 
auf die Idee gekommen und es ist klasse, dass 
das für eure jüngere Generation eine Option 
ist. Ich fürchte, dass es nicht leicht ist in der 
Kirchengemeinde zu sagen: „Wir sind zwei 
Frauen und eine ist jetzt schwanger.“

MEIKE: Ich würde mir wünschen, dass ein 
Pfarrer, der ein queeres Paar nicht selbst 
trauen will, sagt: „Es tut mir Leid, ich kann 
und will Sie nicht segnen, aber gehen Sie zu 
xy, dort sind sie willkommen.“ Ich glaube, 
dann ist es keine schlimme Diskriminie­
rungserfahrung, sondern authentisch. 
Wenn die Synodal*innen, die gegen die 
Trauung sind, uns diese Rechtssicherheit 
gewähren, würde das der Diskussion gut­
tun. Ich bin müde geworden und will auch 
gar nicht alle auf meine Seite ziehen.

GISELA: Als meine Partnerin und ich eine 
Kirche für den Segnungsgottesdienst gesucht 
haben und endlich ein Pfarrer gesagt hat: 
„Sie sind willkommen! Wir freuen uns, wenn 
Sie Ihre Segnung bei uns feiern!“ war das so 
„wow“! Das war richtig groß und das würde 
ich mir von unserer Landeskirche wün­
schen. Dass wir nicht mehr ein Problem sind 
und anders und besonders. Sondern dass sie 
sagen: „Super, dass wir auch lesbische Pfar­
rerinnen und schwule Pfarrer haben. Das 
bildet die Vielfalt unserer Kirche ab.“

MEIKE: Ich fände es auch wichtig, dass wir 
Räume schaffen, wo jede*r willkommen ist. 
Unsere Kirche ist leider nicht divers. Es 
liegt auch am Umgang mit Minderheiten, 
dass ich den Pfarrberuf einfach nicht jeder 
und jedem empfehlen kann. Als ich ordi­
niert wurde, konnten schwule Pfarrer und 
lesbische Pfarrerinnen noch nicht offiziell 
Dekan*innen werden. Es kommt in unserer 

Kirche nicht vor, dass man es zugibt: unse­
re Gesetze und Strukturen diskriminieren.

In Württemberg heißt es immer wieder: 
„Wir müssen nicht gleich alles rechtlich 
durchsetzen, es reicht, wenn es in der Praxis 
klappt.“ Strukturen und Rechte sind nicht 
nur Symbolpolitik. Das tut auch anderen 
Minderheiten gut, wenn sie sehen, diskrimi­
nierende Strukturen werden abgeschafft.

Was hat euch Kraft gegeben im Alltag 
mit der Gemeinde, aber auch mit der 
Kirchenleitung?
GISELA: Für mich war es die Gruppe lesbi­
scher Pfarrerinnen und ihrer Partnerinnen, 
die Anfang der 90-er Jahre entstanden ist. 
Das ist eine wichtige Gruppe für mich. Wenn 
ich nicht diese Freundinnen gehabt hätte, 
mit denen ich mich austauschen konnte, 
wäre ich wahrscheinlich nicht mehr Pfarre­
rin. Später haben wir den Lesbisch-Schwu­
len-Konvent (LSK) gegründet und das Bünd­
nis Kirche und Homosexualität (BKH). 

Gisela, was muss passieren, damit du in 
fünf Jahren wirklich in Ruhe in den Ru-
hestand gehen kannst?
GISELA: Ich habe eine Wette mit meiner 
Partnerin laufen: Dass das Thema Lebens­
form bis dahin kein Thema mehr ist. Aber 
sie hat leider dagegengehalten. Das wäre 
mein Wunsch: Man braucht keine solchen 
Interviews mehr, weil es normal ist.

Meike, wie sollte die Landeskirche 2058 
mit queeren Pfarrpersonen und Ge-
meindegliedern umgehen? Dann wür-
dest du in den Ruhestand gehen.
MEIKE: So wie sie auch mit heterosexuel­
len Menschen umgeht, so soll sie auch mit 
homosexuellen Menschen und mit Transi­
denten umgehen. Es wäre sehr schön, wenn 
wir bis dahin einfach diverser geworden 
sind, auf vielen verschiedenen Ebenen. 

Vielen Dank euch für das Interview und  
Gottes Segen für euren weiteren Weg.

Gisela Dehlinger und Meike Zyball sind bei-
de Pfarrerinnen und beide lesbisch. Die eine 
steht wenige Jahre vor dem Ruhestand, die 
andere hat vor wenigen Jahren ihren Dienst 
in der Württembergischen Landeskirche 
angetreten. Gemeinsam blicken wir auf den 
Umgang mit queeren Menschen in der Lan-
deskirche, aber auch auf persönliche Erfah-
rungen und Kraftquellen.

Meike, du wurdest vor drei Jahren ordi-
niert. Welche Erfahrungen machst du als 
lesbische Gemeindepfarrerin?
MEIKE: Ich habe bei der jetzigen Stelle be­
reits bei der Vorstellung im Gemeindebrief 
geschrieben, dass ich mit meiner Partnerin 
im Pfarrhaus wohne. Die Reaktionen in 
der Gemeinde sind unterschiedlich. Man­
che interessiert es nicht, andere finden es 
cool. Ich wollte das gleich klar machen. Im 
Vikariat war das eher ein doofer Eiertanz.

Was meinst du mit „Eiertanz“ im Vikariat?
MEIKE: Meine Partnerin und ich haben 
uns vor Beginn des Vikariats im OKR offen 
gesagt: „Hallo, wir sind lesbisch und ein 
Paar.“ Man wollte uns unterstützen. Aber 
im OKR bekommt man die Wörter „Homo­
sexualität“ oder „lesbisch“ nicht so gut 
über die Lippen. Eher wird gesagt: „Sie und 
ihre besondere Lebensform.“ Man wollte 
unbedingt Ärger vermeiden. Es wurde 
überlegt, ob wir offiziell in zwei getrennten 
Wohnungen wohnen sollten. 

Gisela, erkennst du aus Meikes Erzählungen 
etwas aus deiner Berufsbiografie wieder?
GISELA: Die Unterstützung durch das Per­
sonaldezernat habe ich auch so erlebt, al­
lerdings auch in dieser Ambivalenz.

1996 durfte meine Partnerin nur als 
Untermieterin ins Pfarrhaus einziehen. 
Gegenüber der Gemeinde war ich nicht 
geoutet, bis mir eines Tages eine Konfir­
mandenmutter sagte, dass eine Nachbarin 
erzählen würde, die Pfarrerin sei lesbisch. 
Ich hatte auf meinem Auto eine Regenbo­
genfahne und da war es für die Nachbarin 
wohl klar und sie hat es überall verbreitet.

Da musste ich in die Offensive kommen 
und habe es meinem Kirchengemeinderat 
erzählt. Die haben positiv reagiert. Es ist 
nichts passiert, aber es war für mich eine 
heikle Situation, geoutet zu werden, ohne 
dass ich es will. Das war für mich der Mo­
ment, in dem ich mich entschieden habe: 
wenn ich mich bewerbe, dann nur noch 
offen. Das hat aber auch dazu geführt, dass 
ich manche Stellen nicht bekommen habe.

Wo hattest du das Gefühl, dass dir oder 
anderen queeren Pfarrer*innen deiner 
Generation Steine in den Weg gelegt 
wurden?
GISELA: Schwierig war es bei einer Be­
werbung auf eine andere Gemeindepfarr­
stelle. Ich hatte mit dem Vorsitzenden des 
Besetzungsgremiums gesprochen. Der 
hat mir versichert, dass ich mich prob­
lemlos als offen lesbische Pfarrerin be­
werben könne. Später erfuhr ich, dass er 
nach meiner Vorstellung gesagt hat, man 
müsse sich klar machen, mit mir als Pfar­
rerin künftig lauter Lesben und Schwule 
im Gottesdienst zu haben. So viel zum 
Thema „das ist überhaupt kein Prob­
lem“... Die haben mich dann auch nicht 
gewählt.

Gute Erfahrungen mit Dienstwohnung 
und Bewerbung habe ich bei meinen fol­
genden Stellen als Referentin beim Dekan 
in Heilbronn und im Bildungszentrum in 
Birkach gemacht. Als ich mich 2016 auf ein 
Dekanat beworben habe, bin ich zu meiner 
großen Freude auch durchs Kollegium des 
OKR gekommen, dann aber am Landeskir­
chenausschuss gescheitert.

Aufgrund deiner sexuellen Orientierung?
GISELA: Das hat natürlich niemand ge­
sagt, aber es war klar, dass das so war.

Hast du bei solchen Gelegenheiten 
manchmal gezweifelt, ob du Pfarrerin 
oder in der Landeskirche bleiben magst?
GISELA: Ja, im Vorfeld dieser Bewerbung 
aufs Dekaninnenamt tatsächlich. Da hat 
mich der Personaldezernent gefragt, ob ich 
als Dekanin ein lesbisches oder schwules 
Paar segnen würde. Ich habe spontan „Ja“ 
gesagt. Er hat mich dann um eine schriftli­
che Positionierung gebeten. Das war der 
Moment, wo ich überlegt habe: Verbiege 
ich mich jetzt und schreibe, ich würde es 
mit dem Hinweis auf das Landeskirchen­
recht ablehnen oder bleibe ich mir treu 
und sage, dass ich es machen würde?

Ich habe geschrieben, dass ich dem 
Paar sagen würde, dass ich mich schweren 
Herzens an die Regelungen halten würde. 
Das war der schwierigste Moment in mei­
ner ganzen Laufbahn. Ich habe gedacht, 
dass ich als Dekanin mehr Möglichkeiten 
habe, als wenn ich es gar nicht versuche. 
Aber es war nicht gut.

Aber ich bin Pfarrerstochter und sehr 
verbunden mit der Landeskirche. Und ich 
bin ein politischer Mensch und denke, von 
innen kann man Dinge besser verändern 
als von außen.

Liebe Meike, gibt es etwas, das die Ge-
neration von Gisela erreicht hat, wofür 
du dankbar bist?
MEIKE: Klar, ich bin als lesbische Vikarin 
in diesen Dienst aufgenommen worden 
und ich durfte von Anfang an mit meiner 
Partnerin zusammenwohnen. Das haben 
die lesbischen und schwulen Kolleg*innen 
vor uns für mich und andere erreicht. 

Mir begegnen aber auch viele Men­
schen in der Kirche, die denken, jetzt sei 
alles gut. Die sehen nicht, dass der Weg 
noch gar nicht zu Ende gegangen ist. Es 
gibt beispielsweise keine Dekanin und kei­
nen Dekan, die oder der sich als lesbisch 
oder schwul geoutet haben.

PFARRERIN. 
LESBISCH.

QUE E R E S L E B E N
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ASTRID EDEL
Ich bin Astrid Edel, habe Evangelische 
Theologie und Theaterwissenschaft stu-
diert und bin im Moment Vikarin in 
Stuttgart-Riedenberg. Mir ist es ein An-
liegen, dass unsere Kirche vielfältiger 
wird, darum habe ich 2017 die studenti-
sche Initiative „Bunt fürs Leben“ mitge-
gründet, die sich für die Trauung queerer 
Paare einsetzt.

1918

Seit etwa 40 Jahren schließen sich 
queere Menschen innerhalb der Kirche 
zu Netzwerken und Initiativen zusam-
men, um ihre Interessen gemeinsam 
besser vertreten zu können. Ein (un-
vollständiger) Überblick:

Lesbische Christinnen und schwule Chris-
ten sollen aufgrund ihrer Lebensform kei-
ne Diskriminierung und Benachteiligung 
erfahren. Dazu wurde vor 20 Jahren das 
Bündnis Kirche und Homosexualität als 
Netzwerk von ca. 30 Einrichtungen, Grup-
pen und Einzelpersonen in der Landeskir-
che gegründet.

Aus dem Bündnis Kirche und Homosexu-
alität heraus hat sich die Initiative 
Regenbogen gegründet. In ihr schließen 
sich Kirchengemeinden zusammen, die 
queere Gemeindeglieder willkommen 
heißen, die offen sind für die Segnung 
gleichgeschlechtlicher Paare und für Pfar-
rer*innen, die mit ihren Partner*innen im 
Pfarrhaus leben wollen.

Der Lesbisch-Schwule Konvent Würt-
temberg (LSK) versteht sich als Netzwerk 
für lesbische Pfarrerinnen und schwule 
Pfarrer in der württembergischen Lan-
deskirche. Er vertritt ihre Anliegen nach 
außen und nimmt offiziell Stellung.

Die Ökumenische Arbeitsgemeinschaft 
Lesben und Kirche (LuK) entstand 1985 
nach einer Lesbentagung in der Ev. Aka-
demie Bad Boll als Netzwerk und Mög-
lichkeit gegenseitigen Austauschs. Ziel ist 
es, lesbische Lebensweisen in Kirche und 
Gesellschaft sichtbarer zumachen.

Die studentische Initiative BunT fürs Le-
ben setzt sich für die Trauung für Alle in 
der Evangelischen Landeskirche in Würt-
temberg ein. Die Initiative stellt sich gegen 
die kirchliche Ausgrenzung von LGBTTI-
Q*-Lebensformen – insbesondere vor 
dem Traualtar. 

In jeder der vier Prälaturen gibt es Pfar-
rer*innen als Prälaturbeauftragte, die 
auf das Thema Homosexualität ange-
sprochen werden können.

Noch immer wird queeren Paaren in der 
Landeskirche keine Gleichheit vor dem 
Traualtar zugestanden. Eine besondere 
Agende ermöglicht seit der ELKW-Früh-
jahrssynode Gottesdienste anlässlich der 
bürgerlichen Eheschließung queerer Per-
sonen. Diese Gottesdienstform für z. B. ho-
mosexuelle Paare meidet die Worte „Ehe“ 
und „Trauung“. Ausnahmeregelungen und 
das Vermeiden dieser Worte in der Gottes-
dienstordnung stellen eine Ungleichbe-
handlung queerer Gemeindeglieder da. 
Aus Sicht der Offenen Kirche muss daher 
weiter an der Agende gearbeitet werden, 
damit alle Gläubigen unbeschwert Trau
gottesdienste feiern können.

Q U E E R  I N  D E R  L A N D E S K I R C H E>> DAS GANZE INTERVIEW 
findet sich auf offene-kirche.de
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IMPRESSUM

Ich glaube
wie Sie das nennen 
nicht an Gott
aber ihm
verstehst du
kann ich's schlecht abschlagen
ihm
sieh ihn doch an
im Garten
wenn ihm alle davon sind
die Freunde
ihm
dem die Angst vom Gesicht läuft
die Spucke die sie ihm drauftun
ihm muss ich es glauben
ihn kann ich nicht überlassen
der großen Verachtung von Leben
dem gleichgeschalteten Ablauf der Jahrmillionen
dem stumpfsinnigen Wechsel
von Arbeit Erholung und Arbeit
der kaum Unterbrechbaren Langeweile
in Autos in Betten in Läden
so ist es
sagen sie mir
was willst du
zögernd nicht ohne Kritik
schließe ich mich der anderen Vermutung an
die seine Geschichte ist
so ist es nicht
sagte er

Aus: Renate Wind, Grenzenlos glücklich – 
absolut furchtlos – immer in Schwierigkeiten,  

Dorothee Sölle, Gütersloh 2013

denn Gott ist
und er stand ein für diese Behauptung
nachdenkend finde ich
man kann ihn nicht allein
für seine Vermutung einstehen lassen
also glaube ich ihm
Gott
wie man einem das Lachen glaubt
das Weinen
oder das heiraten
das Neinsagen
so bist du lernen
ihm
das allen versprochene Leben
zu glauben

S T E L LV E R T R E TUNG
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